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Erster Burgermeister Markus Zirkel eréffnete um 17:00 Uhr die 6ffentliche Sitzung des
Stadtrates. Er stellt die ordnungsgemafe Ladung, die Anwesenheit der Mehrheit der
Stadtratsmitglieder und somit die Beschlussfahigkeit des Stadtrates fest.

Folgende Protokolle lagen wahrend der Sitzung zur Einsichtnahme auf; Widerspriuche wurden
nicht erhoben:

Offentliche Sitzung des Stadtrats am 18.12.2013
Nichtoffentliche Sitzung des Stadtrats am 18.12.2013

Es erfolgte sodann Eintritt in die

TAGESORDNUNG

Anmerkung:
Stadtratin Stocklein ab 17:05 Uhr anwesend.

Antrag Stadtrat Soder:

Ich beantrage den Tagesordnungspunkt 4

,Kinderhaus Hallstadt, Bamberger Str. 24

Erhdhung des stadtischen Anteils fur die Kindertagesstatte*

der nichtéffentlichen Sitzung des Stadtrats 6ffentlich zu behandeln.

Abgelehnt: Ja: 7 Nein: 11
Anmerkung:

Fur den Vorschlag stimmten die Stadtrate Beck, Géppner, Hofmann G., Dr. Partheimiiller, Stark
Soder und Wolf P.

Offentliche Sitzung

TOP 1 Haushalt 2014

TOP 1.1 Antrage der Fraktionen

Die Antrage der Fraktionen wurden in der Sitzung des Hauptverwaltungsausschusses am
15.01.2014 behandelt. Folgende Beschlisse wurden gefasst und sind im Haushalt 2014 einge-
arbeitet:

- Planungskosten Lichtenfelser Strafde und Marktplatz 200.000.- €

- Planungskosten fir den Bau einer Sporthalle 100.000.- €

- Planungskosten zum Bau der neuen Feuerwehrhalle 100.000.- €

- Grunderwerb Bau einer Sporthalle 200.000.- €

- Fur die Folgejahre sind in der Finanzplanung entsprechende Mittel fur Sporthalle,
Lichtenfelser Straflte und Feuerwehrhalle fir Planung und Bau mit aufzunehmen

- Sanierung Hans-Woalfel-Stralte, Ansatz 250.000.- €

- Die Rathaussanierung soll im Jahr 2014 nun endlich erfolgen. Die Haushaltsansatze sol-
len sich nach den Kostenschatzungen richten.
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- Im Friedhof sind die vorhandenen Schotterwege zu befestigen, da gehbehinderte Mit-
birgerinnen und Mitbirger mit ihrem Rollator diese nur schwer nutzen kénnen. Ansatz
50.000.- €

- Planungskosten Ausbau Valentinstral’e nebst evil. Grundstiickskaufe, Ansatz 50.000.- €

- Ausbesserung Wanderwege (v.a. Richtung Kemmern), Ansatz: 10.000.- €

Noch zu beschliefl3en ist Gber den geanderter Antrag der CSU-Fraktion:

- Verbesserung OPNV/Nachtlinie, Anruf-Linien-Taxi, Ansatz 25.000.- €

Beschluss:

Verbesserung OPNV/Nachtlinie, Anruf-Linien-Taxi, Ansatz 25.000.- €
Angenommen: Ja: 14 : Nein: 4

Anmerkung:

Gegenstimmen: Zweiter Burgermeister Wolf L. und die Stadtrate Buttner, Eichelsdorfer und
Wolf P.

TOP 1.2 Grundsatzbeschluss;
Konzept zur Energieeinsparung und CO2 Einsparung in der Stadt Hallstadt
und Dorfleins

Aufgrund der veralteten Leuchtenstruktur der Straldenbeleuchtung in Hallstadt und Dorfleins
wurde von den Stadtwerken Bamberg ein Konzept zur Energieeinsparung und dem kurz- und
mittelfristigen Handlungsbedarf angefordert.

Die Tischvorlage dient zur Kenntnis und stellt das Konzept zur Energieeinsparung und CO2
Einsparung in der Stadt Hallstadt und Doérfleins dar. Die Kosten sind in den einzelnen Varianten
dargestellt. Die Beratung wurde in den Fraktionen gefiihrt.

Grundsatzlich soll in den StraRenziigen in Hallstadt und Dérfleins bei kurzfristigem Handlungs-
bedarf die Umstellung der Stralenbeleuchtung auf LED-Beleuchtung erfolgen.

Eine Auflistung der einzelnen Strallenziige mit Zeitplan ist durch das Bauamt der Stadt Hall-
stadt zu erstellen und entsprechende Verhandlungen mit den Stadtwerken Bamberg zu fuhren.

Die Realisierung soll auf 4 Haushaltsjahre aufgeteilt werden. Fir das Haushaltsjahr 2014 wer-
den 70.000.- € eingestellt. Fur die Finanzplanung in den Jahren 2015, 2016 und 2017 jeweils
70.000.- €.

Beschluss:

Grundsatzlich soll in den Straflenziigen in Hallstadt und Dérfleins bei kurzfristigem Handlungs-
bedarf die Umstellung der StralRenbeleuchtung auf LED-Beleuchtung erfolgen.

Eine Auflistung der einzelnen Strallenziige mit Zeitplan ist durch das Bauamt der Stadt Hall-
stadt zu erstellen. Entsprechende Verhandlungen mit den Stadtwerken Bamberg sind zu fuhren.
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Die Realisierung soll auf 4 Haushaltsjahre aufgeteilt werden. Fir das Haushaltsjahr 2014 wer-
den 70.000.- € eingestellt. Fur die Finanzplanung in den Jahren 2015, 2016 und 2017 jeweils
70.000.- €.

Angenommen: Ja: 17 Nein: 0

Anmerkung:
Stadtrat Hofmann G. war wahrend der Beratung und der Abstimmung nicht anwesend.

TOP 1.3 Weitere Beschliisse zum Haushalt

Folgende Beschlusse fur den Haushalt 2014 wurden bereits durch den Hauptverwaltungsaus-
schuss der Stadt Hallstadt am 15.01.2014 gefasst:

Wie bisher werden die Kosten fur Windelsacke flr Kleinkinder und Inkontinenzpatienten von der
Stadt Hallstadt tbernommen.

Der Medienzuschuss fur die Stadtbicherei in Hohe von 10.000.- € wird auch im Jahr 2014 ge-
wahrt.

Wasserpreis

Der Wasserpreis der Stadt Hallstadt wurde durch den Stadtrat der Stadt Hallstadt auf 1,80
€/Kubikmeter festgesetzt. Es wird vorgeschlagen, an diesem Preis ab dem Jahr 2014 fir die
folgenden Jahre zunachst festzuhalten.

Beschluss:
Der Wasserpreis der Stadt Hallstadt bleibt fir das Jahr 2014 bei 1,80 €/Kubikmeter festgesetzt.
Angenommen: Ja: 17 Nein: 0

Anmerkung:
Stadtrat Hofmann G. war wahrend der Beratung und der Abstimmung nicht anwesend.

Abwasserpreis

Der Abwasserpreis liegt seit dem Jahr 2013 bei 1,10 €/Kubikmeter. Die Niederschlagswasser-
gebuhr betragt 0,20 €/gm.

Im Bereich der Abwasserentsorgung liegt eine Unterdeckung vor. Um diese zu minimieren wird
vorgeschlagen, den Preis flr das Abwasser in den nachsten 5 Jahren zu erhéhen. Es wird eine
Erhéhung ab 2014 von 5 Cent flr einen Kubikmeter vorgeschlagen. Diese Erhéhung soll sich
fur die nachsten 5 Jahre bis zum Jahr 2019 fortsetzen.

Die Niederschlagswassergeblhr soll mit 0,20 €/gm beibehalten werden.

Beschluss:

Fiar das Jahr 2014 wird der Abwasserpreis auf 1,10 €/Kubikmeter festgesetzt. Die Nieder-
schlagswassergebihr soll mit 0,20 €/gm beibehalten werden.

Angenommen: Ja: 18 Nein: 0
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Anmerkung:
Stadtrat Popp ab 17.52 Uhr anwesend.

Grundsteuer

Die Grundsteuerhebesatze sind seit 1978 unverandert bei 250 v.H. (niedrigster Hebesatz im
Landkreis Bamberg). Es wird vorgeschlagen, die Grundsteuer um 30 Prozentpunkte anzuhe-
ben. Dies wirde pro Jahr eine Mehreinnahme um ca. 100.000.- € bedeuten.

Beschluss :

Der Hebesatz der Grundsteuer A und B wird auf 250 v.H. festgesetzt.

Angenommen: Ja: 19 Nein: 0

Gewerbesteuer

Der Gewerbesteuerhebesatz betragt seit 1982 315 v.H. Der Landesdurchschnitt betragt hier
320 v.H. Hier wird keine Erh6hung vorgeschlagen.

Beschluss :

Der Hebesatz der Gewerbesteuer bleibt unverandert bei 315 v.H..

Angenommen: Ja: 19 Nein: 0

Konzessionsabgabe

Eine Konzessionsabgabe fiir die Elektrizitdtsversorgung wird seit Jahren nicht fir die Stadt
Hallstadt vereinnahmt. Daflr erhalten die Hallstadter Blirgerinnen und Blrger beim Bezug des
Stroms einen niedrigeren Strompreis verrechnet. Fir den Haushalt der Stadt Hallstadt wirden
Mehreinnahmen in Héhe von ca. 340.000.- € veranschlagt werden konnen.

Beschluss :

Die Konzessionsabgabe flr die Elektrizitatsversorgung ist nicht im Haushalt der Stadt Hallstadt
zu verbuchen und wird an die Haushalte in Hallstadt weiter gegeben.

Angenommen: Ja: 19 Nein: 0

Finanzplan

Beschluss:

Der Finanzplan flr die Zeit von 2015 bis 2017 wird genehmigt.
Angenommen: Ja: 14 Nein: 5

Anmerkung:
Gegenstimmen: Stadtrate Beck, Géppner, Hofmann G., Popp und Séder.
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Beschluss:
Die weiteren Anlagen zum Haushaltsplan 2014 (u. a. Stellenplan) werden genehmigt.

Angenommen: Ja: 19 Nein: 0

Beschluss:
Der Budgetplan der Schule 2014 wird genehmigt.

Angenommen: Ja: 19 Nein: 0

TOP 1.4 Beschluss Haushaltssatzung 2014
Beschluss

Haushaltssatzung

der Stadt Hallstadt, Landkreis Bamberg, fiir das Haushaltsjahr

2014
Auf Grund der Artikel 63 ff der Gemeindeordnung erlasst der Stadtrat folgende Haushaltssat-
zung:

§1

Der Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2014 wird

im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben auf je 23.886.400,00 €
und im Vermdgenshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben auf je 15.589.500,00 €
festgesetzt.

§2

Kredite fir Investitionen und InvestitionsférdermalRnahmen werden nicht aufgenommen.
§3

Verpflichtungsermachtigungen im Vermogenshaushalt werden nicht festgesetzt.
§4

Die Steuersatze (Hebesatze) flir Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuern

a) fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 250 v.H.

b) fir die Wohnbebauung (B) 250 v.H.
2. Gewerbesteuer

nach dem Gewerbeertrag 315 v.H.
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§5

Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem
Haushaltsplan wird auf 2.000.000,00 € festgesetzt.

§6
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2014 in Kraft.
Hallstadt, den
Markus Zirkel
Erster Bargermeister

Angenommen: Ja: 14 Nein: 5

Anmerkung:
Gegenstimmen: Stadtrate Beck, Goéppner, Hofmann G., Popp und Soéder.

TOP 2 Bauleitplanung

TOP 21 1. Verlangerung der Veranderungssperre im Bereich des Bebauungsplanes
"Laubanger Nord II"

Der Stadtrat Hallstadt hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, eine Veranderungs-
sperre fur das Gebiet des Bebauungsplanes ,Laubanger Nord II* zu erlassen. Diese wurde am
01.03.2012 ortsliblich bekannt gemacht. Die Geltungsdauer der Veranderungssperre ist zu-
nachst auf zwei Jahre begrenzt, sodass mit Ablauf des 28.02.2014 die Frist enden wirde. Eine
erstmalige Verlangerung der Veranderungssperre steht im Ermessen der Stadt.

Die Stadte Bamberg und Hallstadt haben gemeinsam beschlossen, ein Entwicklungskonzept /
Rahmenplan als Leitlinie und Handlungskonzept fur die kinftige Entwicklung des gemeinsamen
Gewerbegebietes ,Laubanger® erstellen zu lassen. Die Ergebnisse dieses Entwicklungskonzep-
tes, sowie die Ergebnisse aus der Fortschreibung des Interkommunalen Entwicklungskonzeptes
der Besonderen Arbeitsgemeinschaft Bamberg, Bischberg, Hallstadt, Hirschaid sollen in der
kinftigen stadtischen Bauleitplanung verwirklicht werden. Der Rahmenplan soll die Grundlage
zur kunftigen kommunalen Bauleitplanung darstellen. Insbesondere werden hier Losungsansat-
ze in den Bereichen Stadtebau einschlie3lich Griinanlagen, Nah- und Fernverkehr, erneuerba-
rer Energien, Beleuchtungs- und Gestaltungskonzepte sowie zu vorhandenen Nutzungskonflik-
ten, erwartet.

Mit dem Abschluss des Entwicklungskonzeptes ,Laubanger” wird im Fruhjahr 2014 gerechnet.
Zur weiteren Sicherung der Planung misste daher die Veranderungssperre um ein Jahr gemaf
Art. 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB verlangert werden.

Es wird davon ausgegangen, dass die kommunale Bauleitplanung innerhalb dieser Fristverlan-
gerung abgeschlossen sein wird.
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Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt beschlie3t auf Grund von § 17 Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) die Verlangerung der am 01.02.2012 beschlossenen und am 01.03.2012 ortsub-
lich bekannt gemachten Veranderungssperre flr das Gebiet ,Laubanger Nord Il als Satzung.
Zur Sicherung der Planung wird die Frist um ein Jahr verlangert.

1. Verlangerung der Satzung der Stadt Hallstadt
tiber eine Veranderungssperre fiir den Bereich des Bebauungsplanes ,,Laubanger
Nord II“

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt hat in seiner Sitzung vom 22.01.2014 auf Grund von Art. 23 der
Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO) und §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches
(BauGB) folgende Satzung beschlossen:

§1
Zu sichernde Planung, Veranderungssperre

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, fiur das Gebiet ,Laubanger Nord
II“ einen Bebauungsplan aufzustellen.

In der gleichen Sitzung hat der Stadtrat fur das Plangebiet den Erlass einer Veranderungssper-
re flr die Dauer von zwei Jahren als Satzung beschlossen. Diese Satzung wurde am
01.03.2012 ortsiblich bekannt gemacht.

Zur weiteren Sicherung der Planung wird gemaf Art. 23 GO und §§ 14 und 16 BauGB fiur das
Gebiet eine einjahrige Verlangerung der Veranderungssperre erlassen.

§2
Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich der Verlangerung der Veranderungssperre entspricht unveran-
dert dem Plangebiet des Bebauungsplans ,Laubanger Nord II“ mit folgenden Flursticken der
Gemarkung Hallstadt:

1600/2, 1623, 1625, 1625/2, 1627, 1628, 1630/2, 1630/3, 1633/2, 1633/11, 1633/12, 1633/14,
1633/16, 1695, 1696, 1697/1, 1719, 1719/1, 1719/2, 1722, 1722/1, 1723, 1723/1, 1724, 1725,
1725/1, 1726, 1726/2, 1727, 174713, 1792, 1792/1, 1792/2, 1792/3, 1792/4, 1792/5, 1792/6,
1792/7, 1792/15, 1792/16, 1792/17, 1792/18, 1792/19, 1792/20, 1805, 1808, 1808/3, 1814,
1822/2, 1822/3, 1822/12, 1822/13, 1822/14, 1822/15, 1822/16, 1822/17, 1822/19, 1822/28,
1822/31, 1850, 1851, 1852, 1853, 2005, 2079/6, 2086, 2088/1, 2088/3, 2088/4, 2091/4,
2091/13, 2098 und 2121/1

und Teile der FIL.Nrn. 944/13, 944/80, 1549/3, 1607, 1625/3, 1641/1, 1654, 1654/2, 1656/3,
1824/2, 1835, 1865, 2088, 2093, 2094, 2095, 2096, 2118, 2121, 2122, 2122/2 und 2123
§3
Rechtswirkung der Veranderungssperre
[. In dem von der Veranderungssperre betroffenen Gebiet

dirfen
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1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeflihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden.

Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB sind:

a) Vorhaben, die die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von
baulichen Anlagen zum Inhalt haben
b) Aufschiittungen und Abgrabungen gréfieren Umfangs sowie Ausschach-

tungen, Ablagerungen einschliellich Lagerstatten (auch wenn sie keine
Vorhaben im Sinne von Buchstabe a sind).

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstlicken und
baulichen Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder an-
zeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

II. Wenn Uberwiegende o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veranderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden.

lll. Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Vorhaben, von denen die Stadt Hallstadt nach Maligabe des Bauordnungsrechtes Kennt-
nis erlangt hat und mit deren Ausfiihrung vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre hatte
begonnen werden dirfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfihrung einer bisher ausge-
Ubten Nutzung werden von der Veranderungssperre nicht berlhrt.

§4
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten der Verdanderungssperre

Diese 1. Verlangerung der Veranderungssperre tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Sie tritt nach Ablauf von einem Jahr aulRer Kraft. Auf die Zweijahresfrist und die Verlangerung
ist der seit der Zustellung der ersten Zurtickstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB
abgelaufene Zeitraum anzurechnen.

Wenn besondere Umstande es erfordern, kann die Stadt Hallstadt die Frist bis zu einem weite-
ren Jahr nochmals verlangern.

Die Veranderungssperre tritt in jedem Fall aul3er Kraft, sobald und soweit das Bebauungsplan-
verfahren fur das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich abgeschlossen ist.

Hinweise:

Es wird auf die Vorschriften tber die Entschadigung bei Veranderungssperre in § 18 BauGB
hingewiesen.

Demnach ist den Betroffenen fir dadurch entstandene Vermdgensnachteile eine angemessene
Entschadigung in Geld zu leisten, wenn die Veranderungssperre langer als vier Jahre Gber den
Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurlckstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1
BauGB hinaus dauert.

Der Entschadigungsberechtigte kann Entschadigung verlangen, wenn die vorgenannten Ver-
mogensnachteile eingetreten sind. Er kann die Falligkeit des Anspruchs dadurch herbeiftuihren,
dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem Entschadigungspflichtigen bean-
tragt.

Auf die Regelungen zum Erléschen des Entschadigungsanspruchs in § 18 Abs. 3 BauGB wird
hiermit ausdricklich hingewiesen.

Angenommen: Ja: 14 Nein: 5
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Anmerkung:
Gegenstimmen: Beck, Goppner, Stark, Séder und Wolf P.

TOP 2.2 1. Verlangerung der Veranderungssperre im Bereich des Bebauungsplanes
"Westliche BiegenhofstraRe II"

Der Stadtrat Hallstadt hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, eine Veranderungs-
sperre fir das Gebiet des Bebauungsplanes ,Westliche Biegenhofstralle II* zu erlassen. Diese
wurde am 01.03.2012 ortsublich bekannt gemacht. Die Geltungsdauer der Veranderungssperre
ist zunachst auf zwei Jahre begrenzt, sodass mit Ablauf des 28.02.2014 die Frist enden wiirde.
Eine erstmalige Verlangerung der Veranderungssperre steht im Ermessen der Stadt.

Die Stadte Bamberg und Hallstadt haben gemeinsam beschlossen, ein Entwicklungskonzept /
Rahmenplan als Leitlinie und Handlungskonzept fiir die klinftige Entwicklung des gemeinsamen
Gewerbegebietes ,Laubanger® erstellen zu lassen. Die Ergebnisse dieses Entwicklungskonzep-
tes, sowie die Ergebnisse aus der Fortschreibung des Interkommunalen Entwicklungskonzeptes
der Besonderen Arbeitsgemeinschaft Bamberg, Bischberg, Hallstadt, Hirschaid sollen in der
kinftigen stadtischen Bauleitplanung verwirklicht werden. Der Rahmenplan soll die Grundlage
zur kunftigen kommunalen Bauleitplanung darstellen. Insbesondere werden hier Losungsansat-
ze in den Bereichen Stadtebau einschlieldlich Grinanlagen, Nah- und Fernverkehr, erneuerba-
rer Energien, Beleuchtungs- und Gestaltungskonzepte sowie zu vorhandenen Nutzungskonflik-
ten, erwartet.

Mit dem Abschluss des Entwicklungskonzeptes ,Laubanger® wird im Frihjahr 2014 gerechnet.
Zur weiteren Sicherung der Planung misste daher die Veranderungssperre um ein Jahr geman
Art. 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB verlangert werden.

Es wird davon ausgegangen, dass die kommunale Bauleitplanung innerhalb dieser Fristverlan-
gerung abgeschlossen sein wird.

Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt beschlie3t auf Grund von § 17 Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) die Verlangerung der am 01.02.2012 beschlossenen und am 01.03.2012 ortsUib-
lich bekannt gemachten Veranderungssperre fir das Gebiet ,Westliche Biegenhofstralie Il als
Satzung. Zur Sicherung der Planung wird die Frist um ein Jahr verlangert.

1. Verlangerung der Satzung der Stadt Hallstadt
tiber eine Veranderungssperre fiir den Bereich des Bebauungsplanes ,,Westliche
BiegenhofstraBe 11

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt hat in seiner Sitzung vom 22.01.2014 auf Grund von Art. 23 der
Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO) und §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches
(BauGB) folgende Satzung beschlossen:

§1
Zu sichernde Planung, Veranderungssperre

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, fur das Gebiet ,Westliche Bie-
genhofstralle II“ einen Bebauungsplan aufzustellen.

In der gleichen Sitzung hat der Stadtrat fir das Plangebiet den Erlass einer Veranderungssper-
re fur die Dauer von zwei Jahren als Satzung beschlossen. Diese Satzung wurde am

01.03.2012 ortsiiblich bekannt gemacht.
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Zur weiteren Sicherung der Planung wird gemaf Art. 23 GO und §§ 14 und 16 BauGB fir das
Gebiet eine einjahrige Verlangerung der Veranderungssperre erlassen.

§2
Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich der Verlangerung der Veranderungssperre entspricht unveran-
dert dem Plangebiet des Bebauungsplans ,Westliche Biegenhofstralde 11“ mit folgenden Flurstu-
cken der Gemarkung Hallstadt:

1819, 1820, 1821, 1821/1, 1822/25, 1822/41, 1855/3, 1855/4, 1855/5, 1855/6, 1855/7, 1855/8,
1855/9, 1855/10, 1855/11, 1855/12, 1856/1, 1860/4, 1860/5, 1860/6, 1860/7, 1860/8, 1860/9,
1861/4, 1865, 1865/7, 1865/8, 1865/9, 1865/11, 1865/17, 1865/19, 1865/20, 1865/21, 2088 und
2091/11.

§3
Rechtswirkung der Veranderungssperre

I. In dem von der Veranderungssperre betroffenen Gebiet
dirfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeflihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden.

Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB sind:

a) Vorhaben, die die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von
baulichen Anlagen zum Inhalt haben
b) Aufschittungen und Abgrabungen gréfteren Umfangs sowie Ausschach-

tungen, Ablagerungen einschliellich Lagerstatten (auch wenn sie keine
Vorhaben im Sinne von Buchstabe a sind).

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstticken und
baulichen Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder an-
zeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

[I. Wenn Uberwiegende offentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veranderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden.

[ll. Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Vorhaben, von denen die Stadt Hallstadt nach Maligabe des Bauordnungsrechtes Kennt-
nis erlangt hat und mit deren Ausfihrung vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre hatte
begonnen werden dirfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfihrung einer bisher ausge-
ubten Nutzung werden von der Veranderungssperre nicht beruhrt.

§4
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten der Verdanderungssperre

Diese 1. Verlangerung der Veranderungssperre tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Sie tritt nach Ablauf von einem Jahr aul3er Kraft. Auf die Zweijahresfrist und die Verlangerung
ist der seit der Zustellung der ersten Zurlckstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB
abgelaufene Zeitraum anzurechnen.

Wenn besondere Umstande es erfordern, kann die Stadt Hallstadt die Frist bis zu einem weite-
ren Jahr nochmals verlangern.
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Die Veranderungssperre tritt in jedem Fall auRer Kraft, sobald und soweit das Bebauungsplan-
verfahren fir das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich abgeschlossen ist.

Hinweise:

Es wird auf die Vorschriften Uber die Entschadigung bei Veranderungssperre in § 18 BauGB
hingewiesen.

Demnach ist den Betroffenen fir dadurch entstandene Vermdgensnachteile eine angemessene
Entschadigung in Geld zu leisten, wenn die Veranderungssperre langer als vier Jahre Gber den
Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurlickstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1
BauGB hinaus dauert.

Der Entschadigungsberechtigte kann Entschadigung verlangen, wenn die vorgenannten Ver-
mdgensnachteile eingetreten sind. Er kann die Falligkeit des Anspruchs dadurch herbeifiihren,
dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem Entschadigungspflichtigen bean-
tragt.

Auf die Regelungen zum Erléschen des Entschadigungsanspruchs in § 18 Abs. 3 BauGB wird
hiermit ausdrtcklich hingewiesen.

Angenommen: Ja: 14 Nein: 5

Anmerkung:
Gegenstimmen: Beck, Géppner, Stark, Séder und Wolf P.

TOP 2.3 1. Verlangerung der Veranderungssperre im Bereich des Bebauungsplanes
"Ostliche BiegenhofstraRe II"

Der Stadtrat Hallstadt hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, eine Veranderungs-
sperre fir das Gebiet des Bebauungsplanes ,Ostliche BiegenhofstralRe I1“ zu erlassen. Diese
wurde am 01.03.2012 ortsublich bekannt gemacht. Die Geltungsdauer der Veranderungssperre
ist zunachst auf zwei Jahre begrenzt, sodass mit Ablauf des 28.02.2014 die Frist enden wurde.
Eine erstmalige Verlangerung der Veranderungssperre steht im Ermessen der Stadt.

Die Stadte Bamberg und Hallstadt haben gemeinsam beschlossen, ein Entwicklungskonzept /
Rahmenplan als Leitlinie und Handlungskonzept fur die kinftige Entwicklung des gemeinsamen
Gewerbegebietes ,Laubanger® erstellen zu lassen. Die Ergebnisse dieses Entwicklungskonzep-
tes, sowie die Ergebnisse aus der Fortschreibung des Interkommunalen Entwicklungskonzeptes
der Besonderen Arbeitsgemeinschaft Bamberg, Bischberg, Hallstadt, Hirschaid sollen in der
kinftigen stadtischen Bauleitplanung verwirklicht werden. Der Rahmenplan soll die Grundlage
zur kunftigen kommunalen Bauleitplanung darstellen. Insbesondere werden hier Losungsansat-
ze in den Bereichen Stadtebau einschlieldlich Griinanlagen, Nah- und Fernverkehr, erneuerba-
rer Energien, Beleuchtungs- und Gestaltungskonzepte sowie zu vorhandenen Nutzungskonflik-
ten, erwartet.

Mit dem Abschluss des Entwicklungskonzeptes ,Laubanger” wird im Fruhjahr 2014 gerechnet.
Zur weiteren Sicherung der Planung musste daher die Veranderungssperre um ein Jahr geman
Art. 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB verlangert werden.

Es wird davon ausgegangen, dass die kommunale Bauleitplanung innerhalb dieser Fristverlan-
gerung abgeschlossen sein wird.

Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 22.01.2014 Seite 13 von 21



Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt beschlie3t auf Grund von § 17 Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) die Verlangerung der am 01.02.2012 beschlossenen und am 01.03.2012 ortstib-
lich bekannt gemachten Veranderungssperre fiir das Gebiet ,Ostliche BiegenhofstraRe 11 als
Satzung. Zur Sicherung der Planung wird die Frist um ein Jahr verlangert.

1. Verlangerung der Satzung der Stadt Hallstadt .
tiber eine Verdanderungssperre fiir den Bereich des Bebauungsplanes ,,Ostliche
BiegenhofstraBe I1*

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt hat in seiner Sitzung vom 22.01.2014 auf Grund von Art. 23 der
Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) und §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches
(BauGB) folgende Satzung beschlossen:

§1
Zu sichernde Planung, Veranderungssperre

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, fiir das Gebiet ,Ostliche Bie-
genhofstralle I einen Bebauungsplan aufzustellen.

In der gleichen Sitzung hat der Stadtrat fur das Plangebiet den Erlass einer Veranderungssper-
re fur die Dauer von zwei Jahren als Satzung beschlossen. Diese Satzung wurde am
01.03.2012 ortsiblich bekannt gemacht.

Zur weiteren Sicherung der Planung wird gemaf Art. 23 GO und §§ 14 und 16 BauGB fur das
Gebiet eine einjahrige Verlangerung der Veranderungssperre erlassen.

§2
Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich der Verlangerung der Veranderungssperre entspricht unveran-
dert dem Plangebiet des Bebauungsplans ,Ostliche BiegenhofstralRe |1 mit folgenden Flursti-
cken der Gemarkung Hallstadt:

1600/3, 1600/4, 1600/5, 1610, 1611, 1611/1, 1612, 1613/2, 1613/3, 1625/9, 1648, 1653,
1653/1, 1653/2, 1654, 1654/3, 1654/4, 1822/4, 1822/32, 2123 und 2125

und Teile der FI.Nrn. 944/13, 944/80, 1600/2, 1607, 1615/1, 1625/3, 1648/1, 1654/2, 1656/3,
2088, 2093, 2121, 2122 und 2122/2.

§3
Rechtswirkung der Veranderungssperre

[. In dem von der Veranderungssperre betroffenen Gebiet
durfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeflihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden.

Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB sind:

a) Vorhaben, die die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von
baulichen Anlagen zum Inhalt haben
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b) Aufschiittungen und Abgrabungen gréfieren Umfangs sowie Ausschach-
tungen, Ablagerungen einschlieRlich Lagerstatten (auch wenn sie keine
Vorhaben im Sinne von Buchstabe a sind).

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstiicken und
baulichen Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder an-
zeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

II. Wenn Uberwiegende o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veranderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden.

lll. Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Vorhaben, von denen die Stadt Hallstadt nach MaRgabe des Bauordnungsrechtes Kennt-
nis erlangt hat und mit deren Ausfihrung vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre hatte
begonnen werden dirfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfilhrung einer bisher ausge-
Ubten Nutzung werden von der Veranderungssperre nicht berihrt.

§4
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten der Verdanderungssperre

Diese 1. Verlangerung der Veranderungssperre tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Sie tritt nach Ablauf von einem Jahr aulRer Kraft. Auf die Zweijahresfrist und die Verlangerung
ist der seit der Zustellung der ersten Zurtickstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB
abgelaufene Zeitraum anzurechnen.

Wenn besondere Umstande es erfordern, kann die Stadt Hallstadt die Frist bis zu einem weite-
ren Jahr nochmals verlangern.

Die Veranderungssperre tritt in jedem Fall auRer Kraft, sobald und soweit das Bebauungsplan-
verfahren fir das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich abgeschlossen ist.

Hinweise:

Es wird auf die Vorschriften tber die Entschadigung bei Veranderungssperre in § 18 BauGB
hingewiesen.

Demnach ist den Betroffenen fir dadurch entstandene Vermdgensnachteile eine angemessene
Entschadigung in Geld zu leisten, wenn die Veranderungssperre langer als vier Jahre Gber den
Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurlckstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1
BauGB hinaus dauert.

Der Entschadigungsberechtigte kann Entschadigung verlangen, wenn die vorgenannten Ver-
mdgensnachteile eingetreten sind. Er kann die Falligkeit des Anspruchs dadurch herbeifiihren,
dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem Entschadigungspflichtigen bean-
tragt.

Auf die Regelungen zum Erléschen des Entschadigungsanspruchs in § 18 Abs. 3 BauGB wird
hiermit ausdricklich hingewiesen.

Angenommen: Ja: 14 Nein: 5

Anmerkung:
Gegenstimmen: Beck, Géppner, Stark, Séder und Wolf P.
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TOP 2.4 1. Verlangerung der Veranderungssperre im Bereich des Bebauungsplanes
"Heganger II"

Der Stadtrat Hallstadt hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, eine Veranderungs-
sperre fir das Gebiet des Bebauungsplanes ,Heganger II“ zu erlassen. Diese wurde am
01.03.2012 ortsiblich bekannt gemacht. Die Geltungsdauer der Veranderungssperre ist zu-
nachst auf zwei Jahre begrenzt, sodass mit Ablauf des 28.02.2014 die Frist enden wiirde. Eine
erstmalige Verlangerung der Veranderungssperre steht im Ermessen der Stadt.

Die Stadte Bamberg und Hallstadt haben gemeinsam beschlossen, ein Entwicklungskonzept /
Rahmenplan als Leitlinie und Handlungskonzept fiir die kiinftige Entwicklung des gemeinsamen
Gewerbegebietes ,Laubanger® erstellen zu lassen. Die Ergebnisse dieses Entwicklungskonzep-
tes, sowie die Ergebnisse aus der Fortschreibung des Interkommunalen Entwicklungskonzeptes
der Besonderen Arbeitsgemeinschaft Bamberg, Bischberg, Hallstadt, Hirschaid sollen in der
kinftigen stadtischen Bauleitplanung verwirklicht werden. Der Rahmenplan soll die Grundlage
zur kinftigen kommunalen Bauleitplanung darstellen. Insbesondere werden hier Lésungsansat-
ze in den Bereichen Stadtebau einschlieldlich Grinanlagen, Nah- und Fernverkehr, erneuerba-
rer Energien, Beleuchtungs- und Gestaltungskonzepte sowie zu vorhandenen Nutzungskonflik-
ten, erwartet.

Mit dem Abschluss des Entwicklungskonzeptes ,Laubanger” wird im Frihjahr 2014 gerechnet.
Zur weiteren Sicherung der Planung misste daher die Veranderungssperre um ein Jahr geman
Art. 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB verlangert werden.

Es wird davon ausgegangen, dass die kommunale Bauleitplanung innerhalb dieser Fristverlan-
gerung abgeschlossen sein wird.

Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt beschlie3t auf Grund von § 17 Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) die Verlangerung der am 01.02.2012 beschlossenen und am 01.03.2012 ortsub-
lich bekannt gemachten Veranderungssperre fir das Gebiet ,Heganger II* als Satzung. Zur Si-

cherung der Planung wird die Frist um ein Jahr verlangert.

1. Verlangerung der Satzung der Stadt Hallstadt
uber eine Veranderungssperre fiir den Bereich des Bebauungsplanes ,,Heganger
"“

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt hat in seiner Sitzung vom 22.01.2014 auf Grund von Art. 23 der
Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) und §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches
(BauGB) folgende Satzung beschlossen:

§1
Zu sichernde Planung, Veranderungssperre

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, fur das Gebiet ,Heganger II*
einen Bebauungsplan aufzustellen.

In der gleichen Sitzung hat der Stadtrat fir das Plangebiet den Erlass einer Veranderungssper-
re flr die Dauer von zwei Jahren als Satzung beschlossen. Diese Satzung wurde am
01.03.2012 ortsiiblich bekannt gemacht.

Zur weiteren Sicherung der Planung wird gemaf Art. 23 GO und §§ 14 und 16 BauGB fur das
Gebiet eine einjahrige Verlangerung der Veranderungssperre erlassen.

§ 2
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Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich der Verlangerung der Veranderungssperre entspricht unveran-
dert dem Plangebiet des Bebauungsplans ,Heganger II“ mit folgenden Flurstiicken der Gemar-
kung Hallstadt:

1625/8, 1730, 1731, 1733, 1735, 1736, 1737, 1738, 1747/2, 1754, 1770/1, 1770/2, 1770/3,

1770/4,1770/5, 1770/6, 1770/7, 1770/9, 1770/10, 1770/11, 1784, 1786, 1792/10, 1792/11,
1792/12, 1792/13, 1792/21, 1794/3, 1865/2, 1865/3, 1865/10 und 2018.

§3
Rechtswirkung der Veranderungssperre

I. In dem von der Veranderungssperre betroffenen Gebiet
dirfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden.

Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB sind:

a) Vorhaben, die die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von
baulichen Anlagen zum Inhalt haben
b) Aufschittungen und Abgrabungen gréferen Umfangs sowie Ausschach-

tungen, Ablagerungen einschlieRlich Lagerstatten (auch wenn sie keine
Vorhaben im Sinne von Buchstabe a sind).

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstiicken und
baulichen Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder an-
zeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

II. Wenn Uberwiegende o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veranderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden.

lll. Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Vorhaben, von denen die Stadt Hallstadt nach Maligabe des Bauordnungsrechtes Kennt-
nis erlangt hat und mit deren Ausfiihrung vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre hatte
begonnen werden dirfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfiihrung einer bisher ausge-
Ubten Nutzung werden von der Veranderungssperre nicht berlhrt.

§4
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten der Verdanderungssperre

Diese 1. Verlangerung der Veranderungssperre tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Sie tritt nach Ablauf von einem Jahr auBer Kraft. Auf die Zweijahresfrist und die Verlangerung
ist der seit der Zustellung der ersten Zurlickstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB
abgelaufene Zeitraum anzurechnen.

Wenn besondere Umstande es erfordern, kann die Stadt Hallstadt die Frist bis zu einem weite-
ren Jahr nochmals verlangern.

Die Veranderungssperre tritt in jedem Fall auRer Kraft, sobald und soweit das Bebauungsplan-
verfahren fur das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich abgeschlossen ist.
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Hinweise:

Es wird auf die Vorschriften Uber die Entschadigung bei Veranderungssperre in § 18 BauGB
hingewiesen.

Demnach ist den Betroffenen fir dadurch entstandene Vermdgensnachteile eine angemessene
Entschadigung in Geld zu leisten, wenn die Veranderungssperre langer als vier Jahre Uber den
Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurlickstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1
BauGB hinaus dauert.

Der Entschadigungsberechtigte kann Entschadigung verlangen, wenn die vorgenannten Ver-
modgensnachteile eingetreten sind. Er kann die Falligkeit des Anspruchs dadurch herbeifiihren,
dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem Entschadigungspflichtigen bean-
tragt.

Auf die Regelungen zum Erléschen des Entschadigungsanspruchs in § 18 Abs. 3 BauGB wird
hiermit ausdricklich hingewiesen.

Angenommen: Ja: 14 Nein: 5

Anmerkung:
Gegenstimmen: Beck, Goppner, Stark, Soder und Wolf P.

TOP 2.5 1. Verlangerung der Veranderungssperre im Bereich des Bebauungsplanes
"StraBenacker"

Der Stadtrat Hallstadt hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, eine Veranderungs-
sperre fur das Gebiet des Bebauungsplanes ,Strallenacker” zu erlassen. Diese wurde am
01.03.2012 ortsliblich bekannt gemacht. Die Geltungsdauer der Veranderungssperre ist zu-
nachst auf zwei Jahre begrenzt, sodass mit Ablauf des 28.02.2014 die Frist enden wiirde. Eine
erstmalige Verlangerung der Veranderungssperre steht im Ermessen der Stadt.

Die Stadte Bamberg und Hallstadt haben gemeinsam beschlossen, ein Entwicklungskonzept /
Rahmenplan als Leitlinie und Handlungskonzept fur die kinftige Entwicklung des gemeinsamen
Gewerbegebietes ,Laubanger” erstellen zu lassen. Die Ergebnisse dieses Entwicklungskonzep-
tes, sowie die Ergebnisse aus der Fortschreibung des Interkommunalen Entwicklungskonzeptes
der Besonderen Arbeitsgemeinschaft Bamberg, Bischberg, Hallstadt, Hirschaid sollen in der
kinftigen stadtischen Bauleitplanung verwirklicht werden. Der Rahmenplan soll die Grundlage
zur kunftigen kommunalen Bauleitplanung darstellen. Insbesondere werden hier LOsungsansat-
ze in den Bereichen Stadtebau einschliel3lich Griinanlagen, Nah- und Fernverkehr, erneuerba-
rer Energien, Beleuchtungs- und Gestaltungskonzepte sowie zu vorhandenen Nutzungskonflik-
ten, erwartet.

Mit dem Abschluss des Entwicklungskonzeptes ,Laubanger® wird im Frihjahr 2014 gerechnet.
Zur weiteren Sicherung der Planung musste daher die Veranderungssperre um ein Jahr geman
Art. 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB verlangert werden.

Es wird davon ausgegangen, dass die kommunale Bauleitplanung innerhalb dieser Fristverlan-
gerung abgeschlossen sein wird.
Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt beschlie3t auf Grund von § 17 Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) die Verlangerung der am 01.02.2012 beschlossenen und am 01.03.2012 ortsub-
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lich bekannt gemachten Veranderungssperre flir das Gebiet ,Strallenacker als Satzung. Zur
Sicherung der Planung wird die Frist um ein Jahr verlangert.

1. Verlangerung der Satzung der Stadt Hallstadt
tiber eine Veranderungssperre fiir den Bereich des Bebauungsplanes ,,StraRen-
acker”

Der Stadtrat der Stadt Hallstadt hat in seiner Sitzung vom 22.01.2014 auf Grund von Art. 23 der
Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) und §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches
(BauGB) folgende Satzung beschlossen:

§1
Zu sichernde Planung, Veranderungssperre

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 01.02.2012 beschlossen, fur das Gebiet ,Stral’enacker®
einen Bebauungsplan aufzustellen.

In der gleichen Sitzung hat der Stadtrat fur das Plangebiet den Erlass einer Veranderungssper-
re fur die Dauer von zwei Jahren als Satzung beschlossen. Diese Satzung wurde am
01.03.2012 ortsublich bekannt gemacht.

Zur weiteren Sicherung der Planung wird gemaf Art. 23 GO und §§ 14 und 16 BauGB fur das
Gebiet eine einjahrige Verlangerung der Veranderungssperre erlassen.

§2
Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich der Verlangerung der Veranderungssperre entspricht unveran-
dert dem Plangebiet des Bebauungsplans ,Strallenacker* mit folgenden Flurstiicken der Ge-
markung Hallstadt:
1630/1, 1631/1, 1632/1, 1637/2, 1637/3, 1638, 1639, 1640/1, 1642/1, 1645, 1647, 1650, 1651,
1655/2, 1656, 1657, 1658, 1659, 1660, 1661, 1662, 1663, 1664, 1665, 1666, 1667, 1668, 1669,
1670, 1671, 1673, 1674, 1675, 1689 und 1691/1
und Teile der FI.Nrn. 1549/3, 1615/1, 1676, 1680/3, 1687 und 1701/4.

§3

Rechtswirkung der Veranderungssperre

I. In dem von der Veranderungssperre betroffenen Gebiet
durfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeflhrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden.

Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB sind:

a) Vorhaben, die die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von
baulichen Anlagen zum Inhalt haben
b) Aufschiittungen und Abgrabungen gréfieren Umfangs sowie Ausschach-

tungen, Ablagerungen einschlie3lich Lagerstatten (auch wenn sie keine
Vorhaben im Sinne von Buchstabe a sind).
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2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstlicken und
baulichen Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder an-
zeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

II. Wenn Uberwiegende o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veranderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden.

lll. Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Vorhaben, von denen die Stadt Hallstadt nach MalRgabe des Bauordnungsrechtes Kennt-
nis erlangt hat und mit deren Ausfihrung vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre hatte
begonnen werden dirfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfihrung einer bisher ausge-
Ubten Nutzung werden von der Veranderungssperre nicht berlhrt.

§4
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten der Verdanderungssperre

Diese 1. Verlangerung der Veranderungssperre tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Sie tritt nach Ablauf von einem Jahr aulRer Kraft. Auf die Zweijahresfrist und die Verlangerung
ist der seit der Zustellung der ersten Zurlickstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB
abgelaufene Zeitraum anzurechnen.

Wenn besondere Umstande es erfordern, kann die Stadt Hallstadt die Frist bis zu einem weite-
ren Jahr nochmals verlangern.

Die Veranderungssperre tritt in jedem Fall auRer Kraft, sobald und soweit das Bebauungsplan-
verfahren fur das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich abgeschlossen ist.

Hinweise:

Es wird auf die Vorschriften Gber die Entschadigung bei Veranderungssperre in § 18 BauGB
hingewiesen.

Demnach ist den Betroffenen flir dadurch entstandene Vermdgensnachteile eine angemessene
Entschadigung in Geld zu leisten, wenn die Veranderungssperre langer als vier Jahre Gber den
Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurlickstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1
BauGB hinaus dauert.

Der Entschadigungsberechtigte kann Entschadigung verlangen, wenn die vorgenannten Ver-
mogensnachteile eingetreten sind. Er kann die Falligkeit des Anspruchs dadurch herbeiftihren,
dass er die Leistung der Entschadigung schriftlich bei dem Entschadigungspflichtigen bean-
tragt.

Auf die Regelungen zum Erldschen des Entschadigungsanspruchs in § 18 Abs. 3 BauGB wird
hiermit ausdricklich hingewiesen.

Angenommen: Ja: 14 Nein: 5

Anmerkung:
Gegenstimmen: Beck, Goppner, Stark, Séder und Wolf P.

TOP 3 Mitteilungen

- Kurze Erlauterung des Projektes ,Auenweg Obermain“ durch Herrn Birgermeister Zirkel
- ,Medienberichte - Spendenaktion nach der Muhlbachkatastrophe® wurden von Herrn Bur-
germeister Alexander Scheutz aus Hallstatt am See an die Stadtverwaltung Ubersandt. Jede

Fraktion erhalt hiervon ein gedrucktes Exemplar.
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- Hochwasserschutzmalinahme ,Holzarbeiten im Bereich Auenwald*
Dank an Regierungsvizeprasidentin Frau Platzgummer-Martin

TOP 4 Winsche und Anfragen

Stadtrat Dr. Partheimiiller:

Aktuell pruft die Bundesnetzagentur, ob die geplante Hochspannungsleitungstrasse der Firma
Amprion genehmigungsfahig ist. Eine Alternative zur geplanten Trasse ist bereits online und
tangiert auch das Stadtgebiet von Hallstadt.

Biirgermeister Zirkel:

Hier ist die Gefahr fur den Landkreis Bamberg noch nicht gebannt.

Stadtrat Wolf P.:

Wo befindet sich die Unterschriftenliste, welche ich beziiglich des Hallstatter Wegs eingereicht
habe?

Biirgermeister Zirkel:

Die Liste befindet sich innerhalb der Stadtverwaltung.

Stadtrat Dr. Partheimiiller:
Ich mdchte auch meinen persdnlichen Dank aussprechen in Bezug auf die Hochwasserschutz-
maflnahme ,Auenwald”.

Mit Dank fur die rege Mitarbeit schlie3t Erster Buirgermeister Markus Zirkel um 18:35 Uhr die
offentliche Sitzung des Stadtrates.

Markus Zirkel Heidi Wolf
Erster Blrgermeister Schriftfihrer/in

Offentliche Sitzung des Stadtrates vom 22.01.2014 Seite 21 von 21



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	BM_TEXT3
	Beschlussvorschlag
	Nummer
	Zuständig
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Zu

